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Österreichische 
Präsi di um des Arbeitsgemeinschaft 
Nationalrates. .. �_.T G'· ES'ETZENT'V\:CRn-r Rehabilitation Re",f.t r d"e Parl ament Zl, .•. _. __ ._ ••• ;{;� •••. . •  ' -Gt:F9_._!,!l.:. 200 Wien. Briglttenauerlällde 42 

1017 Wien 
Te fon (0222) 33 61 01 

Datum: 2 L JUNI1989 Po tscheckkonto 1002.100 

I Velf�i,,'ii!JiJ.tf!1- ,li& . ,- . -
it Vv0(}tA�:; �� Novelle zur Fernmeldegebührenordnung 

Bezug: [I wie vereinbart 

Das Telefonat vom: ...................... . 

Unser Gespräch am: ..... _ .............. . 

[I Stellungnahme 

[I Ihre Unterstützung 

[I Bericht 

[I überprüfung 

[I Korrektur 

[I zu Ihrer Information 

mit der Bitte um 

[I weitere Veranlassung 

[I Rückruf 

[I Erledigung 

[I Rücksendung 

[I ................................................. 

Mit freundlichen Grüßen 

" .//) ./ 
/ ,0 .// 

� 0«q,E�(:�2cr 
iHeinz Schneider) 
Generalsekretär 

\\ 

1989-06-20 

[I zu Ihrer Verwendung 

[I mit Dank zurück 

[I Antwort 

[I Kenntnisnahme 

p-< Weitergabe der 
Information an 

.. r.i1{�J.����·�f·� .. c}·:· .. ·y�·r:�·�·�·r:·�·:-
rl redaktionelle 

Verwendung 
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An die Mitglieder 
des Verkehrsausschusses 
des Nationalrates 

Österreichische 
Arbeitsgemeinschaft 
für Rehabilitation 

Parlament 
1017 Wien 

A-1200 Wien, BrlQlttenauerlällde 42 

Telefon (0222) 33 61 01 

Postscheckkonto 1002,100 

. ;'. ',/., 

Schn/Fin/pc 1989-06-20 

Noyelle zur Fernmeldegebührenordnung 

Sehr geehrte Frau Abgeordnete! 
Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 

Mit Schreiben vom 2. Juni 1989 teilte uns Herr Bundesminister 
Dr. Streicher mit, daß durch den von ihm am s. Juni 1989 im 
Ministerrat eingebrachten Gesetzesentwurf zur Fernmeldegebühren­
ordnung für behinderte, blinde und taube Personen keine Ver­
schlechterung eintreten werde und für den in Rede stehenden 
Personenkreis die derzeit gültigen gesetzlichen Regelungen unver­
ändert übernommen werden. 

Bedauerlicherweise entspricht diese Feststellung nicht den Tat­
sachen, denn der zur Beschlußfassung vorliegende Gesetzesentwurf 
enthält für sehr viele behinderte Menschen gravierende Verschlech­
terungen. 

In S 48 Abs. 3 wird der Begriff des "Einkommens" so formuliert, 
daß insbesondere die Bezieher von Renten nach Arbeitsunfällen, 
nach dem Kriegsopfer- und Heeresversorgungsgesetz, dem Opferfür­
sorge- und dem Verbrechensopfergesetz gegenüber den früheren 
Regelungen benachteiligt sind. 

Als Interessensvertretung der behinderten Menschen österreichs 
ersuchen wir Sie daher dringend, der vorliegenden Novelle zur 
Fernmeldegebührenordnung in dieser Form nicht zuzustimmen, um 
einen weiteren Sozialabbau zu vermeiden. 

Mit bestem Dan 'für Ihr Verständnis und 

vorzüglicher HochaChtung 

nrich Schmid) 
t 
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